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Jarolim zu Morak: "Meinungsfreiheit nicht gleichbedeutend mit 
Narrenfreiheit" 

Wien (SK) - "Wenn von Gastkommentatoren einer in staatlichem 
Besitz befindlichen Tageszeitung der Ausschluss vom Wahlrecht 
einzelner Personengruppen gefordert wird, wird hier nicht nur das 
verfassungsrechtlich verankerte demokratische Prinzip in Frage 
gestellt, sondern auch die Beschneidung des Grundrechtes auf freie 
Ausübung des Wahlrechtes gefordert", so SPÖ-Justizsprecher Hannes 
Jarolim heute gegenüber dem SPÖ-Pressedienst zu den Aussagen von 
VP-Mediensprecher Morak. "Eine solche Forderung ist keineswegs eine 
Kundgabe einer Meinung, sondern vielmehr ein Angriff auf den Staat 
und die Demokratie und die Ausübung der politischen Willensbildung 
der Bürger und Bürgerinnen. Insofern hat Sozialminister Buchinger nur 
allzu recht daran getan, von Andreas Unterberger, der als 
Chefredakteur der Wiener Zeitung für seine Gastkommentatoren - die im 
Übrigen immer bizarrer werden - verantwortlich zeichnet, eine 
Entschuldigung zu fordern, so Jarolim am Donnerstag. **** 
 
   "Der Abgeordnete Morak scheint nicht verstanden zu haben, dass 
Meinungsfreiheit nicht gleichbedeutend mit Narrenfreiheit ist", so 
Hannes Jarolim weiter. "Es kann nicht sein, dass in einem 
öffentlichen Organ des Staates Österreich Holocaustleugner, 
Antidemokraten und Geschichtsrevisionisten Raum zum Ausleben ihrer 
Überlegungen geboten wird, die mit den Grundzügen eines 
demokratischen Rechtsstaates nicht zu vereinbaren sind. Es macht auch 
betroffen, dass zuletzt ein latent antisemitischer Beitrag des Autors 
Wolfgang Freisleben zum Sechs-Tage-Krieg veröffentlichte wurde. Ich 
halte das für ein Zündeln an jenen Werten, welche die 2. Republik bis 
jetzt als Grundwerte ausgewiesen hat  - und das durch ein Medium der 
Republik", so Jarolim. Natürlich müsse freies und unbeeinflusstes 
Schaffen der Berichterstatter garantiert sein; das könne aber nicht 
heißen, demokratie- und menschenfeindlichen Provokateuren Raum zu 
bieten", so Jarolim abschließend. (Schluss) ah 
 
Rückfragehinweis: 
   SPÖ-Bundesorganisation, Pressedienst, Tel.: 01/53427-275,  
   Löwelstraße 18, 1014 Wien, http://www.spoe.at/online/page.php?P=100493 
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